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A Tragende Gründe und Beschluss 

A-1 Rechtsgrundlage 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist gemäß § 25 Abs. 2 SGB V ermächtigt, in den 
Richtlinien nach § 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB V die medizinischen Einzelheiten zur 
Voraussetzung, Art und Umfang der Maßnahmen zur Früherkennung von Krankheiten und zur 
Qualitätssicherung der Früherkennungsuntersuchungen zu bestimmen. 
Gemäß § 5 Abs. 1 Satz 3 Verfahrensordnung (VerfO) sollen die Unterausschüsse zur 
Wahrnehmung der Überprüfungspflicht (§ 7 Abs. 4 VerfO) unaufgefordert ein 
Beratungsverfahren wieder aufgreifen, wenn sie Änderungsbedarf erkennen. Hinsichtlich der 
bestehenden Richtlinienregelungen zum Hautkrebsscreening hat der Unterausschuss 
Methodenbewertung einen Änderungsbedarf identifiziert. Dieser bezieht sich insbesondere 
auf die Dokumentation der Früherkennungsuntersuchungen auf Hautkrebs (§ 34 KFE-RL). 

A-2 Eckpunkte der Entscheidung [ergänzen aus TrGr nach Beschlussfassung] 

A-2.1 … 

A-2.2 Würdigung der Stellungnahmen  
Siehe Kapitel B-8. 

A-3 Bürokratiekostenermittlung 

A-4 Verfahrensablauf 
Siehe Dokument „Tragende Gründe“ 

A-5 Fazit 
Der G-BA hat aufgrund der Ergebnisse der BQS-Abschlussberichte und den darin 
dargestellten Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Dokumentation sowie den 
Ergebnissen eines Expertengesprächs zum Hautkrebsscreening Änderungen in § 34 KFE-RL 
„Dokumentation der Früherkennungsuntersuchungen auf Hautkrebs“ festgestellt. Ziel der 
aktuellen Anpassung ist, durch eine Erweiterung des hausärztlichen und des 
dermatologischen Dokumentationsdatensatzes die Datenerhebung im Rahmen des 
Hautkrebsscreenings zu optimieren, um zukünftig die Aussagekraft der Evaluation zu erhöhen. 
Zudem wurden in § 31 „Berechtigte Ärztinnen und Ärzte“ und § 35 „Evaluation der 
Früherkennungsuntersuchungen auf Hautkrebs“ fehlerhafte Formulierungen korrigiert. 

A-6 Beschluss  
Veröffentlicht im BAnz am T. Monat JJJJ, AT …  

Hier Beschluss im Wordformat (nicht im BAnz-Veröffentlichungsformat) einstellen. 
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A-7 Anhang 

A-7.1 Prüfung durch das BMG gemäß § 94 Abs. 1 SGB V  

Hier Schreiben des BMG einstellen. 
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B Stellungnahmeverfahren vor Entscheidung des G-BA  

B-1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 
Folgenden Organisationen ist Gelegenheit zur Abgabe einer SN zu geben: 

• Bundesärztekammer (BÄK) 
• Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) 
• Einschlägige wissenschaftliche Fachgesellschaften: 

o Deutsche Dermatologische Gesellschaft (DDG) 
o Deutsche Gesellschaft für Allgemeinmedizin und Familienmedizin (DEGAM) 
o Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Onkologie (DGHO) 
o Deutsche Gesellschaft für Pathologie e.V. (DGP) 
o Deutsche Krebsgesellschaft (DKG) 

• Spitzenorganisationen der Medizinproduktehersteller  

B-2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens  
Der UA Methodenbewertung beschloss in seiner Sitzung am 28. September 2017 die 
Einleitung des Stellungnahmeverfahrens. Die Unterlagen wurden den 
Stellungnahmeberechtigten ebenfalls am 28. September 2017 übermittelt. Es wurde 
Gelegenheit für die Abgabe von Stellungnahmen innerhalb von 4 Wochen nach Übermittlung 
der Unterlagen gegeben. 

B-3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer  
Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen,  

• dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre 
Stellungnahmen nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden 
können,  

• dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des Gemeinsamen 
Bundesausschusses Stellung zu nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme 
abgegeben hat, in der Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu 
geben ist und  
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B-4 Übersicht über die Abgabe von Stellungnahmen 

B-4.1 Fristgerecht eingegangene Stellungnahmen  
 
Stellungnahmeberechtigte Eingang  Bemerkungen 
Bundesärztekammer 12.10.2017 Verzicht auf die Abgabe einer 

mündlichen SN 

BfDI 10.10.2017 Verzicht auf die Abgabe einer 
schriftlichen SN 

Bundesinnungsverband für 
Orthopädie-Technik 
(Spitzenorganisationen der 
Medizinproduktehersteller) 

24.10.2017 Verzicht auf die Abgabe einer 
schriftlichen SN 
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B-5 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens  

B-5.1 Beschlussentwurf  
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B-5.2 Tragende Gründe 
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B-6 Schriftliche Stellungnahmen 
Inhalt der Stellungnahme der Bundesärztekammer 
(Der Volltext der schriftlichen Stellungnahme ist im Kapitel D-9 abgebildet) 

1. Grundsätzliche Anmerkungen 
„Die Bundesärztekammer begrüßt das Ziel der Verbesserung der Datengrundlagen für die 
Evaluation der Richtlinienregelungen zum Hautkrebsscreening. Der G-BA folgt damit 
insbesondere den Hinweisen, die aus der hierzu beauftragten Evaluation durch das BQS-
Institut generiert wurden. 

Grundsätzlich sollte mit Änderungen in der Dokumentation sparsam umgegangen werden, um 
Diskontinuität im Datenkörper über den zeitlichen Verlauf zu vermeiden. 

 

2. Anmerkungen zu den Ergänzungsvorschlägen der PatV 
Auch sollte insbesondere bei Erweiterungen erhebungspflichtiger Daten der konkret 
entstehende ärztliche Dokumentationsmehraufwand gegen den vorerst nur potenziellen 
späteren Erkenntnisgewinn abgewogen werden. Daher sind auch Wünsche wie die genauere 
Feststellung regionaler Unterschiede bei der Nutzung des Screeningangebots durch die 
zusätzliche Dokumentation von Postleitzahlenziffern mit Zurückhaltung zu bewerten. Die 
Richtlinie sollte nicht in Konkurrenz zu Aufgaben der Krebsregister treten und auch nicht zum 
Instrument der Versorgungsforschung ausgeweitet werden.“ 

 
Würdigung der Stellungnahme:  
Die Patientenvertretung nimmt die Ausführungen der Bundesärztekammer zur Kenntnis und 
folgt der vorgebrachten Einschätzung. Die Patientenvertretung zieht ihren Vorschlag zur 
Ergänzung der „PLZ“ sowie zur „Aufnahme Anzahl Melanome und Karzinome“ zurück.  
 

3. Weiterentwicklung des Hautkrebsscreenings mit entsprechender Dokumentation 
„Lohnender erschiene es, den Hinweis aus dem Evaluationsbericht des BQS-Instituts 
aufzugreifen, wonach sich aus den Daten nicht ablesen lässt, ob mit dem Screening das Ziel 
der Minderung der Krankheitslast betroffener Menschen und eine Senkung der Mortalität 
erreicht wurde bzw. wird (siehe dort im „Fazit der Analysen“). Der BQS-Bericht zählt weitere 
unbeantwortete Fragestellungen auf: 

- Häufigkeit und Folgen falsch-negativer Befunde beim Hausarzt sowie beim 
Dermatologen, 

- Vergleich des Nutzens eines opportunistischen gegenüber eines 
Risikogruppenscreenings, 

- Überprüfung der Zweckmäßigkeit der derzeitigen Altersgrenze zur 
Anspruchsberechtigung im Vergleich zu alternativen Altersgrenzen, 

- sichere Abschätzung der durch das Screening zusätzlich identifizierten Hautkrebsfälle. 

Antworten hierzu werden nicht ohne zusätzlichen Erhebungsaufwand zu finden sein, doch 
erscheint der Aufwand für eine Evaluation des Nutzens einer Screeningmaßnahme eher 
lohnend als eine Evaluation ihrer bloßen Nutzung.“ 

 

Würdigung der Stellungnahme:  
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Der G-BA nimmt die weiteren Hinweise zur Kenntnis. Konkreter Änderungsbedarf am 
vorgelegten Richtlinientext ergibt sich daraus nicht. 
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B-7 Mündliche Stellungnahmen 
Eine schriftliche Stellungnahme wurde lediglich von der BÄK eingereicht, diese hat vorab 
erklärt, dass sie auf die Anhörung verzichtet. Eine mündliche Anhörung findet 
dementsprechend nicht statt.  
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B-8 Würdigung der Stellungnahmen  
Aufgrund der schriftlich vorgetragenen Argumente zu den zur Stellungnahme gestellten 
Beschlussinhalten wird der Beschlussentwurf wie folgt geändert: 
In § 34 Absatz 1 Satz 2 und Satz 3 wird die Position der Patientenvertretung (Aufnahme der 
ersten drei Stellen der Postleitzahl eines Screening-Teilnehmers sowie Aufnahme der Anzahl 
Melanome und Karzinome) gestrichen. 
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B-9 Anhang: Stellungnahmen 
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C Bürokratiekostenermittlung 
Gemäß § 91 Abs. 10 SGB V ermittelt der Gemeinsame Bundesausschuss die infolge seiner 
Beschlüsse zu erwartenden Bürokratiekosten und stellt diese in den Beschlussunterlagen 
nachvollziehbar dar. Hierzu identifiziert der G-BA gemäß Anlage II 1. Kapitel VerfO die in den 
Beschlussentwürfen enthaltenen neuen, geänderten oder abgeschafften Informationspflichten 
für Leistungserbringer. 
Mit dem vorliegenden Beschluss wird die in § 34 KFE-RL verankerte Informationspflicht 
„Dokumentation der Früherkennungsuntersuchung auf Hautkrebs“ durch die Hinzufügung 
neuer Dokumentationsinhalte geändert. Bei einer Erstuntersuchung durch eine Ärztin oder 
einen Arzt gemäß § 31 Satz 2 Nummer 1 treten zwei neue Dokumentationsparameter hinzu 
(Verdachtsdiagnose ja/nein; Screening-Teilnehmer wird an einen Dermatologen verwiesen 
ja/nein). Bei einer Erstuntersuchung oder Abklärung durch eine Ärztin oder einen Arzt gemäß 
§ 31 Satz Nummer 2 sind dies 12 neue Dokumentationsparameter, auf deren Aufzählung an 
dieser Stelle verzichtet wird. 
Gemäß Messungen des Statistischen Bundesamtes erforderte die Dokumentation der 
Früherkennungsuntersuchung auf Hautkrebs bislang einen zeitlichen Aufwand von drei 
Minuten. Durch die nun vorgenommene Ergänzung der Dokumentation wird sich der zeitliche 
Aufwand für hausärztlich tätige Fachärztinnen und Fachärzte um 0,5 Minuten erhöhen; der 
zeitliche Aufwand für die Dokumentation der Dermatologen wird sich um geschätzt 3 Minuten 
erhöhen. 
Bei einer jährlichen Fallzahl von rund 4,86 Mio. hausärztlichen Erstuntersuchungen (Daten 
aus 2016) ergeben sich daraus zusätzliche jährliche Bürokratiekosten in Höhe von geschätzt 
2 Mio. Euro. Des Weiteren ergeben sich bei einer jährlichen Fallzahl von rund 3,27 Mio. 
Erstuntersuchungen bzw. Abklärungen durch Dermatologen (Daten aus 2016) zusätzliche 
Bürokratiekosten von geschätzt 8,2 Mio. Euro jährlich. Insgesamt resultieren damit zusätzliche 
jährliche Bürokratiekosten in Höhe von geschätzt 10,2 Mio. Euro. 
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